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63. Deutscher Verkehrsgerichtstag   29. bis 31. Januar 2025 in Goslar 
 
 

EMPFEHLUNG 
 
Arbeitskreis IV 
 
Die „sieben Todsünden“ des § 315c StGB auf dem Prüfstand 
 
–  60 Jahre alt und immer noch aktuell? 
–  Unfallträchtiges Fahrverhalten im modernen Straßenverkehr  
–  Was ist wirklich strafwürdig? 
 

 
Die in § 315c Abs. 1 Nr. 2 Strafgesetzbuch (StGB) genannten Verkehrsverstöße („7 Todsünden“) 
bilden aktuell nicht mehr in Gänze die typischen Fehlverhaltensweisen von Fahrzeugführenden mit 
hohem Unfallrisiko ab.  

Um einem verkehrsgefährdenden Verhalten bereits auf präventiver Ebene effektiv zu begegnen, 
bedarf es neben einer Förderung von Präventionsarbeit einer verstärkten Kontrolldichte und moder-
ner Kontrollmöglichkeiten.  

Der Arbeitskreis empfiehlt, die Vorschrift (§ 315c Abs. 1 Nr. 2 StGB) zu modifizieren. Folgende, grob 
verkehrswidrig und rücksichtslos begangene Verhaltensweisen mit konkreter Gefährdung von Leib 
oder Leben einer anderen Person oder fremden Sachen von bedeutendem Wert sollten einbezogen 
werden: 

1. neben dem falschen Fahren an Fußgängerüberwegen („Zebrastreifen“) das falsche Fahren an 
durch Lichtzeichenanlagen gesteuerten Fußgängerfurten, da dort ein zumindest gleichwertiges 
Gefährdungspotenzial besteht; 

2. aus demselben Grund die Missachtung des Vorrangs der zu Fuß Gehenden beim Abbiegen; 

3. das falsche Fahren im Bereich von Baustellen, Arbeitsstellen, Unfallstellen oder liegengebliebe-
nen Fahrzeugen, um den besonderen Gefahrensituationen an diesen Stellen Rechnung zu tra-
gen; 

4. die Benutzung eines elektronischen Gerätes, das der Kommunikation, Information oder Organi-
sation dient oder zu dienen bestimmt ist. 

Die Norm erfasst derzeit auch denjenigen, der haltende oder liegengebliebene Fahrzeuge nicht auf 
ausreichende Entfernung kenntlich macht, obwohl das zur Sicherung des Verkehrs erforderlich ist. 
Mit Blick auf die aktuelle Unfallstatistik stellt dies kein besonders unfallträchtiges Verhalten dar, wel-
ches eine Strafwürdigkeit noch trägt. Der Arbeitskreis empfiehlt die Streichung dieser Alternative 
(§ 315c Abs. 1 Nr. 2 lit. g StGB). 


